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Eine Lanze für den Sachverständigenrat? 
 

Plädoyer für eine differenziertere Analyse wirtschaftswissenschaftlicher  

Beratungsinstitutionen1

1. Einleitung 

Im heutigen Politikalltag findet sich kaum ein politisches Problem, welches im Zuge des Ent-

scheidungsprozesses nicht zum Gegenstand wissenschaftlicher Beratungsverfahren wird. Für 

die Volkswirtschaftslehre stellt ihre Fähigkeit zur Politikberatung gar den Kern ihrer Exis-

tenzberechtigung als Realwissenschaft dar (Bonus, 1982, 1; Donges, 2002, 247; Franz 2000, 

68; Frey, 2000, 26). So verwundert es nicht, dass wirtschaftswissenschaftliche Politikberatung 

breit in der Fachliteratur diskutiert wird.2 Neben dem Beratungsprozess als solchem, stehen 

der Council of Economic Advisors (CEA) und der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) als Beratungsinstitutionen aufgrund ihrer heraus-

gehobenen Stellung in den Vereinigten Staaten und Deutschland wiederholt im Fokus wissen-

schaftlicher Untersuchungen, wobei sich der SVR häufig einer zu pauschalen Kritik ausge-

setzt sieht.  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage auf Basis welcher Vergleichsgrundlage eine 

komparative Analyse im Hinblick auf die Leistungsfähigkeit der betrachteten Beratungskon-

struktionen überhaupt möglich ist, und ob das Beratungsmodell des SVR im Vergleich zum 

CEA in den bisherigen Beiträgen nicht zu undifferenziert negativ eingeschätzt wurde.  

Da die Leistungsfähigkeit wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatungsinstitutionen als sol-

che nicht hinreichend operationalisierbar ist und somit nicht direkt als wissenschaftliches Eva-

luationskriterium herangezogen werden kann, ist es notwendig, Proxikriterien zu entwickeln, 

die eine differenzierte Analyse der Leistungsfähigkeit ermöglichen.  

Im vorliegenden Beitrag werden daher zunächst die Beratungsinstitutionen CEA und SVR 

kurz skizziert und ein Überblick über die die bestehende Literatur geliefert. Sodann werden 

fünf relevante Funktionen wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatung aus der Fachliteratur 

als Proxikriterien extrahiert und Erfolgsfaktoren für eine effektive Erfüllung dieser Funktio-

                                                 
1 Die Verfasser danken Gunther Engelhardt, Jörn Kruse, Hans Pitlik und Klaus W. Zimmermann für hilfreiche 
Kommentare und konstruktive Kritik. 
2 Verwiesen sei hier exemplarisch nur auf Apolte/Wilke (1998); Bonus (1981); Cassel (2004); Coats (1999); 
Jens/Romahn (2005) Krupp (2004); Leschke/Pies (2005); Franz (2000); Frey (2000); Hamilton (1992); Nelson 
(1987); Niskanen (1986) und Pitlik (2001). 
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nen benannt. In einem nächsten Schritt wird dieses allgemeine Analyseraster auf die Bera-

tungsmodelle CEA und SVR angewendet, um auf der Basis dieser differenzierteren Analyse 

eine Bewertung der beiden Beratungsmodelle vorzunehmen. 

Ohne Zweifel ist die Leistungsfähigkeit jedes institutionalisierten Beratungsorgans ganz er-

heblich durch seine Mitglieder bedingt. Ziel dieses Beitrags ist es jedoch gerade nicht die fak-

tische Beratungstätigkeit der Gremien oder gar einzelner Mitglieder zu bewerten, sondern die 

potenzielle Leistungsfähigkeit unterschiedlicher institutioneller Arrangements zu analysieren. 

2. Harmonischer Gleichklang und berechtigte Zweifel 

Mit dem SVR ist am 14.08.1963 in Deutschland ein regierungsexternes Gremium geschaffen 

worden, dessen nebenamtliche Mitglieder nach dem Gesetz über die Bildung eines Sachver-

ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVRG) sowohl 

Öffentlichkeit als auch politische Entscheidungsträger beraten sollen (§ 1 Abs. 1 SVRG), oh-

ne dabei jedoch konkrete politische Maßnahmen empfehlen zu dürfen (§ 2 SVRG). 

Demgegenüber existiert in den Vereinigten Staaten seit dem 12.09.1946 mit dem CEA ein 

internes, hauptamtliches Regierungsorgan, dessen Mitglieder vom Präsidenten ernannt wer-

den und diesen sowohl in tagespolitischen Fragen, als auch bei der Konzeption einer langfris-

tig angelegten Wirtschaftspolitik mit direkten Empfehlungen unterstützen. Hierbei wird der 

wirtschaftspolitische Sachverstand des CEA mit den Erwartungen der Regierung in Einklang 

gebracht (Krupp, 1989, 421). Der Employment Act, gesetzliche Grundlage des CEA, sieht die 

Öffentlichkeit nicht als Adressat der Beratung des Council. (Feldstein, 1992, 1225; Nelson 

1987, 66). 

In der Fachliteratur betrachten u.a. Giersch (1995), Helmstädter (1988) und Rürup/Bizer 

(2002) den SVR, während bspw. Porter (1997), Solow (1997) und Stiglitz (1997) den CEA 

untersuchen.3 Einen Vergleich zwischen beiden Beratungsinstitutionen bieten Engelhardt 

(1980), Wallich (1968 und 1976) sowie Wiegard (2005) in einen jüngeren Kurzbeitrag des 

selten in der Fachliteratur umfassend angestellten Institutionenvergleichs. Beide Beratungs-

gremien stellen unstrittig zwei recht unterschiedliche Institutionalisierungsvarianten wirt-

schaftswissenschaftlicher Politikberatung dar.  

Die Durchsicht der Fachliteratur zeigt, dass die Auffassungen bezüglich des Erfolgs der bei-

den Beratungsinstitutionen einer starken Polarisierung unterliegen. So wird die Beratungstä-

                                                 
3 Darüber hinaus steht der SVR auch im Zentrum der Betrachtungen von Albach (1989); Bauer (1967); Engel-
hardt (1973); Holzheu (1974); Krelle (1984); Nützennadel (2002); Ott (1988); Schlecht/van Suntum (1995); 
Sievert (1988); Wallich (1984) und Westerheide (1994). Den CEA untersuchen weiterhin Adkisson/Blum 
(1996); Borner (1977); Feldstein (1997); Feldstein (1989), Hargrove/Morley (1984); Keyserling (1978); McCa-
leb (1986); Schultze (1996) sowie Weidenbaum (1996).  
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tigkeit des SVR seit Jahren von unterschiedlicher Seite stark kritisiert (u.a. Hickel/Mattfeldt, 

1983; Krupp, 1989; Müller/Tietzel, 2004; Neumark, 1973; Sievert, 1988; Schneider, 1984; 

Welfens, 2005) ebenso wie die Auswertung der Tagespresse nach der Veröffentlichung des 

Jahresgutachtens 2005 die vielfach kritische Wahrnehmung des Gremiums in der Öffentlich-

keit offensichtlich werden lässt.4 Dagegen wird die Beratungstätigkeit des CEA in Wissen-

schaft und Öffentlichkeit gleichermaßen als äußerst positiv beurteilt (Borner, 1977; McCaleb, 

1986; Schultze 1996; Solow, 1997; Stiglitz, 1997, 109; Stein, 1996) Diese Einschätzungen 

wurden auch durch die Ergebnisse einer Expertenbefragung unter ehemaligen Council-

mitgliedern der letzten Jahre bestätigt.5 So äußerte sich Alan Blinder, Mitglied des CEA von 

1993 bis 1994: „It is widely perceived as a successful agency“ und Kristin J. Forbes, Mitglied 

des CEA von 2003 bis 2005, ergänzt dieses positive Bild: „The U.S. CEA works extremely 

well“. 

In diesem Kontext regen aufgrund der in der Öffentlichkeit so wahrgenommenen Überlegen-

heit des CEA verschiedene Ökonomen – darunter auch ehemalige Ratsmitglieder – eine Über-

tragung des Councilmodells auf Deutschland an (Klages, 1998, 23; Krupp, 1999, 142; Wag-

ner/Wiegard, 2001, 786; Wintermann, 2004, 61; Wiegard, 2005, 1).6 Doch wecken der allzu 

harmonische Gleichklang vieler Beiträge sowie die oftmals zu pauschalen Aussagen über die 

Leistungsfähigkeit der sehr unterschiedlichen Beratungsmodelle beim kritischen Leser auch 

Zweifel. Weiterhin fällt auf, dass die aus Bezügen zum CEA abgeleitete Kritik am SVR häu-

fig auf einer wenig systematisch anmutenden Analyse fußt, und zudem beim Vergleich von 

CEA und SVR die unterschiedlichen institutionellen Rahmenbedingungen unzureichend be-

achtet werden. 

3. Funktionen wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatung 

Um Beratungsinstitutionen im Hinblick auf ihre Leistungsfähigkeit international vergleichen 

zu können, benötigt man ein einheitliches Analyseraster. Hierzu werden im vorliegenden Bei-

trag erstmals Funktionen wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatung als Proxikriterien ge-

                                                 
4 „Glatter Ausfall“ kommentierte das Handelsblatt. „Bei dieser Quadratur des Kreises wäre guter Rat willkom-
men, gerade auch vom Sachverständigenrat. Doch der Ökonomenzirkel erweist sich mit seinem diesjährigen 
Gutachten als glatter Ausfall.“ Eine „diffuse Botschaft“ bilanziert die Frankfurter Allgemeine Zeitung, „Was für 
eine Gelegenheit für den Sachverständigenrat, Einfluss zu nehmen auf die Politik, in einer Woche, in der schwie-
rigste Kursbestimmungen anstehen! Und welch vertane Chance!“ „Sie gehen aber wohl zu wenig auf Fragen der 
Verteilung und der Gerechtigkeit ein, die den politischen Entscheidungsprozess nun einmal dominieren.“ 
schreibt die Neue Zürcher Zeitung. Die Kommentare sind sämtlich von den damals noch laufenden Koalitions-
verhandlungen geprägt. Vgl. Handelsblatt vom 10.11.2005, S.9; Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
10.11.2005, S.1; Neue Zürcher Zeitung vom 10.11.2005, S.25. 
5 Für die Expertenbefragung wurde ein Kurzfragebogen entwickelt und an in den letzten Jahren ausgeschiedene 
Councilmitgliedern versandt. 
6 Auch in der Politik wird von Zeit zu Zeit ein Councilmodell für Deutschland diskutiert (Lambsdorff, 2003, 81). 
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nutzt, um die Leistungsfähigkeit von Beratungsinstitutionen zu operationalisieren. Nennt die 

internationale Fachliteratur auf den ersten Blick eine Fülle unterschiedlicher Beratungsfunkti-

onen, so offenbart ein zweiter Blick, dass sich diese Vielfalt in erster Linie aufgrund einer 

uneinheitlich verwendeten Terminologie ergibt, obgleich bezüglich der Kernfunktionen von 

wissenschaftlicher Beratung inhaltlich auch international weitgehender Konsens besteht.7 

Diese Kernfunktionen erlauben somit auch im internationalen Kontext eine komparative Ana-

lyse der Leistungsfähigkeit von Beratungsinstitutionen.8  

Die inhaltlichen Grenzen zwischen den einzelnen Funktionen erweisen sich in der Praxis un-

bestritten als fließend – für die hier angestellte analytische Betrachtung ist es jedoch notwen-

dig, die einzelnen Kernfunktionen anhand ihrer konstitutiven Merkmale möglichst präzise zu 

separieren. 

3.1 Operative Beratungsfunktion  

Die operative Beratungsfunktion umfasst die Beratung von politischen Entscheidungsträgern 

bei der Planung und Umsetzung von wirtschaftspolitischen Maßnahmen. Primäre Adressaten 

dieser Funktion sind Politiker und Ministerien (Theurl, 2004, 15). Die Beratungsempfänger 

erwarten gemäß dieser Funktion konkrete Vorschläge, mit welchen Instrumenten sie ein poli-

tisch definiertes Ziel erreichen können (Kirchgässner, 1988, 46). Politikberatung liefert hier 

demzufolge eine erklärende Orientierungs- und Entscheidungshilfe (Peacock, 1986, 640) und 

präsentiert eine Auswahl von ökonomisch adäquaten Maßnahmen, die zur Zielerreichung ein-

gesetzt werden könnten. Diese Beratungsfunktion wird in der Literatur auch als instrumentelle 

Funktion bezeichnet, da der Berater wissenschaftlich fundierte Kenntnisse über das wirt-

schaftspolitische Instrumentarium in den politischen Entscheidungsprozess einbringt. Um die 

operative Beratungsfunktion zu erfüllen, muss die Beratung zwingend auch tagespolitisch 

orientiert sein und entsprechend flexible Unterstützungsleistungen anbieten können. Dabei 

sollte sie gerade auch Empfehlungen zur konkreten Umsetzung liefern und sich dementspre-

chend am politisch Realisierbaren orientieren, ohne rationale ökonomische Grundsätze außer 

Acht zu lassen. Entscheidende weitere Erfolgsfaktoren sind die Berücksichtigung der spezifi-
                                                 
7 Ein Überblick über die fünf Funktionen wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatung sowie die in der Literatur 
verwendeten Begriffe findet sich in Abbildung 1. 
8 Über die hier vorgestellten Kernfunktionen wissenschaftlicher Politikberatung hinaus wird insbesondere in der 
älteren Literatur teilweise auch eine Koordinations- und Clearingfunktion diskutiert. Diese Funktion zielt auf 
eine Zusammenarbeit der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen, deren Ansprüche durch eine unabhängige 
Clearingstelle mit den wirtschaftlichen Gegebenheiten in Einklang gebracht werden sollen. Die erste Möglich-
keit besteht hierbei darin, gesellschaftliche Gruppen in einem Gremium zusammenzubringen, in einer zweiten 
Variante ist die Darstellung wirtschaftlicher Tatbestände aus einer unabhängigen Position denkbar, um einen 
gesellschaftlichen Grundkonsens aufzuzeigen. Diese Bemühungen sind aber sämtlich nicht von Erfolg gewesen, 
weshalb diese Funktion hier nicht auf Sachverständigenrat und Council angewandt werden. Zu dieser Funktion 
vgl. u.a. Engelhardt (1980, 35f); Giersch (1995, 25); Schneider (1989, 18); Wünsche (1995, 107). 
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schen Zielvorstellung der Adressaten (Franz, 2000, 66; Gäfgen, 1987, 2; Mause/Heine, 2003, 

399), ebenso wie die direkte Einbindung in die Entscheidungsprozesse. Schließlich erweist 

sich ein gegenseitiges Vertrauensverhältnis als förderlich. Daher sollte eine zu starke Kritik 

am Adressaten in der Öffentlichkeit vermieden werden. 

Diese Kriterien verdeutlichen, dass die operative Beratungsfunktion eher von einem internen 

Beratungsgremium erfüllt werden kann. 

3.2 Konzeptionsfunktion 

Im Gegensatz zu der operativen Beratungsfunktion zielt die Konzeptionsfunktion9 auf die 

Entwicklung eines langfristigen wirtschaftspolitischen Handlungsrahmens. Adressaten dieser 

Beratungsfunktion sind im Schwerpunkt politische Entscheidungsträger sowie teilweise auch 

Ministerialbeamte und die Öffentlichkeit. Die Beratung soll im Sinne dieser Funktion einen 

Gesamtentwurf von Maßnahmen entwickeln und dabei Wirkungszusammenhänge sowie län-

gerfristige Folgewirkungen von Einzelmaßnahmen aufzeigen. Aufgabe der Beratungsträger ist 

es ferner, grundsätzliche Veränderungen der wirtschaftlichen Situation zu analysieren und 

diesbezügliche Schlussfolgerungen zur zukünftigen Ausrichtung der Wirtschaftspolitik zu 

formulieren (Weber, 2003, 25f). Eine solche Wirtschaftspolitik aus einem Guss sollte neben 

der Ableitung von theoretischen Zusammenhängen im Sinne ökonomischer Grundlagenfor-

schung grundsätzliche Leitlinien zur Orientierung der politisch Verantwortlichen erarbeiten 

(Gutowski, 1983, 19). Beratungsmaxime ist ferner, die existierenden Mängel im Ordnungs-

rahmen aufzuzeigen und über die Formulierung von Zielen die Herausforderungen der Zu-

kunft wie z.B. Bevölkerungsentwicklung oder Europäische Integration mit einzubeziehen 

(Schneider, 1995, 101). 

Die Konzeptionsfunktion kann bei entsprechender Ausrichtung besonders zielführend in insti-

tutioneller Distanz zur Politik wahrgenommen werden, zumal ein tagespolitischer Bezug ten-

denziell der Entwicklung einer langfristigen Ausrichtung zuwiderläuft (Donges, 2002, 47). 

Daneben erweist sich ein hoher Grad an Unabhängigkeit als Vorteil, da sich ein Gesamtent-

wurf stärker an der langfristigen Entwicklung der Wohlfahrt orientieren sollte als an den eher 

kurzfristig orientierten Zielsetzungen des politischen Alltags. Auch sollten die Aussagen über 

die Jahre nicht im Widerspruch zueinander stehen, was eine gewisse Kontinuität voraussetzt. 
 

                                                 
9 Die Konzeptionsfunktion weist eine inhaltliche Nähe zu in der Literatur verwendeten Bezeichnung der Strate-
giefunktion auf. 
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3.3 Aufklärungsfunktion 

Die Aufklärungsfunktion dient der umfassenden Information der Bürger über wirtschaftspoli-

tische Zusammenhänge und die Wirkung von einzelnen politischen Maßnahmen. Diese Bera-

tungsfunktion ist damit im Rahmen eines „Übersetzungsprozesses zwischen Wissenschaft und 

Politik“ (Habermas, 1964, 69) auf die öffentliche Meinung bezogen, womit sich die Öffent-

lichkeit als eindeutiger Adressat erweist, auch wenn sie kein direkter Auftraggeber ist (Kirch-

gässner, 1996, 10).10

In der Literatur finden sich für diese Beratungsaufgabe auch die Bezeichnungen Informations-

funktion, Monitorfunktion sowie die Kritikfunktion (Krevert, 1993, 114). In diesem Sinne 

fungiert Beratung quasi als „Wächter über Effizienz und Rationalität“ und übernimmt vielfach 

die „Rolle eines unbequemen öffentlichen Mahners“ (Gäfgen 1987, 4). 

Im Idealfall benennen die Wissenschaftler als Anwalt der Öffentlichkeit dabei auch die ge-

sellschaftlichen Verlierer bestimmter wirtschaftspolitischer Maßnahmen und fördern so eine 

breite Informationsbasis als Grundlage der politischen Meinungsbildung (Baisch et al., 1977, 

208; Strayer, 1950, 146; Theurl, 2004, 15f.). Wirtschaftswissenschaftliche Beratung kann 

zudem als unabhängiger Beobachter die Gesellschaft über Reformnotwendigkeiten aufklären, 

wodurch ein gesellschaftliches Bewusstsein für z.B. sozialpolitische Erneuerung geschaffen 

wird. Darüber hinaus wird durch eine weitgehende Informiertheit der Öffentlichkeit der 

Raum, in dem sich Partikularinteressen durchsetzen können, kleiner, so dass die Problematik 

des rent-seeking zumindest gemildert werden kann. 

Um diese Beratungsfunktion möglichst gut erfüllen zu können, sollte das Beratungsorgan 

durch eine externe Institutionalisierung in größtmöglicher Unabhängigkeit operieren und nur 

über ein geringes institutionelles Eigeninteresse verfügen, da nur so eine gleichgewichtige 

Vermittlung von Informationen als gewährleistet angesehen werden kann und die Gefahr der 

Einseitigkeit minimiert wird (Gutowski, 1983, 20). Ebenso sind Ansehen bzw. Glaubwürdig-

keit sowie die Möglichkeit zur öffentlichen Kritik am Adressaten entscheidende Faktoren, um 

im Sinne dieser Funktion beraten zu können. Daneben müssen die Beratungsaussagen für ein 

breites Spektrum von Personen verfügbar und vor allem auch verständlich sein (Pitlik, 2001, 

69f) 

                                                 
10 Grundsätzlich müsste demzufolge zunächst definiert werden, was bzw. wer überhaupt unter „der Öffentlich-
keit“ verstanden werden soll. So wird in der politischen Kommunikation oftmals zwischen verschiedenen Teilöf-
fentlichkeiten differenziert. Für die Zielstellung des vorliegenden Beitrags ist diese Differenzierung hingegen 
nicht erforderlich. 
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3.4 Die Legitimationsfunktion  

Die Legitimationsfunktion hat zum Ziel, eine bereits getroffene politische Entscheidung durch 

wissenschaftlichen Sachverstand zu bestätigen und somit zu legitimieren. Wird eine Bera-

tungsinstitution gezielt mit der Legitimation „beauftragt“, so kann man in diesem Zusammen-

hang auch von Auftragslegitimation sprechen.11 Der Adressatenkreis einer solchen Auftrags-

legitimation ist weit gefasst und abhängig von der jeweiligen Situation des Auftraggebers. So 

kann z.B. ein Regierungsmitglied über eine Beratungsleistung versuchen, eine Entscheidung 

sowohl gegenüber der Öffentlichkeit, innerhalb des Kabinetts, aber auch gegenüber der eige-

nen Partei zu rechtfertigen.12

Wichtig ist es zu betonen, dass wissenschaftliche Expertise hier nicht im Vorfeld einer Ent-

scheidung eingeholt wird, sondern vom Entscheidungsträger lediglich zur nachträglichen Bes-

tätigung einer intern bereits getroffenen Entscheidung instrumentalisiert wird. Somit hat der 

Berater keinerlei inhaltlichen Einfluss auf die Entscheidung.13

Genauso kann Beratung im Sinne der Legitimationsfunktion der Abschiebung von Verant-

wortung dienen, da sich Politiker bei unliebsamen bzw. erfolglosen Maßnahmen im Nachhi-

nein auf die Wissenschaft berufen können (Cassel, 2004b, 117; Schneider, 1987, 17). Letzte-

res bezeichnet bereits Bonus (1981, 289f) als eine in der Praxis äußerst bedeutsame Funktion 

von Politikberatung.14 In diesem Zusammenhang wird in der politischen Praxis Politikbera-

tung ferner als ein „Mittel symbolischer Politik“ bzw. auch zur Verzögerung politischer Maß-

nahmen eingesetzt (Mause/Heine, 2003, 399). 

In der Literatur werden die Begriffe Ideologiefunktion bzw. Alibifunktion (Kirchgässner, 

1988, 46), ebenso wie Promotions- bzw. Propagandafunktion (Borner, 1977, 75ff) synonym 

zum Begriff der Legitimationsfunktion verwendet. In der amerikanischen Literatur findet sich 

vielfach die Bezeichnung der „advocacy function“ (Heller, 1969, 33f). 

Für die intendierte Wirkung der Legitimationsfunktion ist es notwendig, dass die Legitimation 

von Außenstehenden nicht als solche direkt erkannt werden kann, da sie ansonsten aufgrund 

mangelnder Glaubwürdigkeit an Überzeugungskraft verliert. Demzufolge sollte Beratung zur 

                                                 
11 In diesem Beitrag werden die in der Literatur etablierten Beratungsfunktionen aufgeführt, bewusst ohne sie 
einer normativen Beurteilung zu unterziehen. 
12 In der politischen Praxis erfahren Entscheidungen selbstverständlich nicht nur Bestätigung durch beauftragte 
Legitimation: So bieten sowohl eine pluralistische Beratungslandschaft z.B. durch Forschungsinstitute, als auch 
umfangreiche Gutachten Politikern die Möglichkeit, politische Maßnahmen im Zuge eines Legitimations-
eklektizismus ex-post zu legitimieren. 
13 Dass Politikberatung im Sinne der Legitimationsfunktion nur der Legitimation dient und keinerlei Einfluss auf 
die politische Entscheidung an sich besitzt, dient der trennscharfen Abgrenzung der Funktionen im Rahmen des 
vorliegenden Beitrags.  
14 Eekhoff (2004, 127) formuliert hierzu polemisch: „Politiker benutzen Ökonomen wie Betrunkene Laternen – 
sie suchen nicht Licht, sondern Halt.“  

 7



Legitimation im Idealfall in einem zumindest scheinbaren Unabhängigkeitsverhältnis stehen, 

weshalb in der Tendenz externe Beratung größere Erfolgsaussichten besitzen dürfte. Aller-

dings muss auch ein gezielter Auftrag zur Legitimation erteilt werden können, weshalb die 

Erfüllung der Legitimationsfunktion durch ein internes Gremium auch Vorteile besitzen kann. 

3.5 Die Filterfunktion 

Gemäß der Filterfunktion ist es Aufgabe der Beratung, aus der Fülle möglicher politischer 

Entscheidungen diejenigen bereits frühzeitig im Entstehungsprozess herauszufiltern, die kont-

raproduktiv im Hinblick auf die statische und dynamische Effizienz sind. Interaktionspartner 

sind alle am politischen Entscheidungsprozess beteiligten Personen und Instanzen. 

Ziel dieser Beratungsfunktion ist es nicht, eigenständig Maßnahmen zu entwickeln bzw. zu 

versuchen, die Umsetzung mit zu gestalten, sondern durch eine wissenschaftlich fundierte 

Argumentation den politischen Bargaining-Prozess kritisch zu begleiten und so im Idealfall 

einen eventuellen volkswirtschaftlichen Schaden zu begrenzen (Schultze, 1996, 31; Wiegard, 

2005, 5).  

Damit kommt dieser Funktion eine erhebliche Bedeutung zu, auch wenn sie insbesondere in 

der deutschsprachigen Literatur oft vernachlässigt wird. Durch wissenschaftliche Beratung 

können so auch die Kapazitäten der Ministerialverwaltung ergänzt werden, der zwar vielfach 

ein großes Detailwissen bescheinigt wird, der aber gerade aufgrund ihrer internen Institutiona-

lisierung oftmals die nötige Distanz zur Politik sowie der unvoreingenommene Überblick über 

mögliche politische Maßnahmen fehlt (Holzheu, 1989, 232). 

Zur Erfüllung der Filterfunktion ist es erforderlich, dass Beratungskapazitäten bereits im lau-

fenden Planungsprozess involviert sind, was in der Regel nur mit einer internen Institutionali-

sierung gegeben ist. Auch sollte Beratung möglichst permanent präsent sein, um jederzeit auf 

den politischen Entscheidungsprozess Einfluss nehmen zu können. Um der Filterfunktion 

gerecht werden zu können, ist es weiterhin von großer Bedeutung, dass das Beratungsgremi-

um frei von speziellen Interessen wie beispielsweise Ressortinteressen agieren kann. Schließ-

lich sollte das Beratungsorgan über hinreichend Reputation bei den am Entscheidungsprozess 

Beteiligten verfügen, da es seinen wissenschaftlichen Einfluss nur so gegen die spezifischen 

Interessen anderer Akteure wird geltend machen können. 
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Abb. 1: Begriffliche Ordnung: Funktionen wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatung 

 

3.6 Zur Kompatibilität unterschiedlicher Beratungsfunktionen  

Spielen alle fünf vorgestellten Funktionen wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatung in 

der politischen Praxis eine wichtige Rolle, so stellt sich die Frage, welche dieser Beratungs-

funktionen miteinander vereinbar sind und demzufolge gleichzeitig von einer Beratungsinsti-

tution erbracht werden können bzw. sich widersprechende Erfolgfaktoren eine parallele 

Wahrnehmung von bestimmten Funktionen nicht sinnvoll erscheinen lassen. Hierzu werden 

zunächst in Abbildung 2 die Funktionen wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatung zu-

sammenfassend dargestellt und entscheidende Erfolgsfaktoren genannt, bevor die unterschied-

lichen Beratungsfunktionen im Hinblick auf ihre Kompatibilität zueinander geprüft werden.  

 

 9



 
Abb. 2: Funktionen von Politikberatung und ihre Erfolgsfaktoren 

 

(1) Die operative Beratung ist nur ansatzweise mit der Konzeptionsfunktion kompatibel, da 

sich die Berücksichtigung der kurzfristig orientierten Zielvorstellung der Beratungsadressaten 

sowie die Einbindung in die täglichen Entscheidungsprozesse als Erfolgsfaktoren der operati-

ven Beratung und die größere Distanz zur Tagespolitik und höhere Unabhängigkeit als Er-

folgsparameter der Konzeptionsfunktion widersprechen.15 Jedoch machen der identische Be-

ratungsadressat als auch die inhaltliche Nähe der Beratungsleistung eine parallele Wahrneh-

mung beider Funktionen nicht gänzlich unmöglich. (2) Die operative Beratung ist hingegen 

nicht mit der Aufklärungsfunktion vereinbar, da die Erfolgsfaktoren der Aufklärungsfunktion 

externe Institutionalisierung und größtmögliche Unabhängigkeit im eindeutigen Widerspruch 

zu den Voraussetzungen der operativen Beratungsfunktion stehen. (3) Die Erfolgsfaktoren der 

Legitimationsfunktion externe und unabhängige Institutionalisierung, sind ebenfalls nicht mit 

denen der operativen Beratungsfunktion in Einklang zu bringen. Allerdings bedingen die Er-

folgsfaktoren der operativen Beratungsfunktion die Möglichkeit der Auftragserteilung im 

Sinne der Legitimationsfunktion. Eine Beratungsinstitution mit hoher Reputation und einer ihr 

zugewiesenen relativen Unabhängigkeit kann daher mit Einschränkungen sowohl operativ 

                                                 
15 Die Nummerierung innerhalb dieses Textabschnittes verweist auf die entsprechenden Felder in Abbildung 3. 
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beraten, als auch legitimieren. (4) Die operative Beratungsfunktion und die Filterfunktion sind 

an das Vorliegen ähnlicher Erfolgsfaktoren wie z.B. eine interne Institutionalisierung und die 

frühzeitige Einbindung in Entscheidungsprozesse geknüpft. Daher können diese Funktionen 

grundsätzlich von einer Institution geleistet werden, sofern der für die Filterfunktion wichtige 

Aspekt der besonders hohen Reputation der Berater bei Politikern und Spitzenbeamten ge-

währleistet ist. (5) Die Konzeptionsfunktion ist aufgrund der ähnlichen Erfolgsfaktoren wie 

Distanz zu politischen Entscheidungsprozessen und Unabhängigkeit sehr gut gemeinsam mit 

der Aufklärungsfunktion zu realisieren, wenn einzelne Elemente einer vorgeschlagenen Ge-

samtkonzeption herausgegriffen und für eine breite Öffentlichkeit verständlich dargelegt wer-

den. (6) Hingegen lässt sich die Konzeptionsfunktion nur ansatzweise mit der Legitimations-

funktion vereinbaren, da die Erfolgsfaktoren Unhängigkeit und externe Institutionalisierung 

zwar förderlich für eine Legitimationswirkung sind, analog aber auch gezielte Aufträge zur 

Legitimation einer politischen Entscheidung/Maßnahme verhindern. (7) Die Filterfunktion ist 

mit der Konzeptionsfunktion nicht vereinbar, da die Erfolgsfaktoren Unabhängigkeit und Dis-

tanz im Widerspruch zu einer internen Institutionalisierung sowie einer unmittelbaren Beteili-

gung an den Entscheidungsprozessen stehen. (8) Auch die parallele Wahrnehmung von Auf-

klärungsfunktion und Legitimationsfunktion ist nicht vereinbar, da größtmögliche Unabhän-

gigkeit und die Möglichkeit für einen Auftrag zur Legitimation deutlich gegensätzliche 

Erfolgsfaktoren darstellen. (9) Ebenso ist eine Beratung im Sinne der Aufklärung nicht gleich-

zeitig mit einer Filterfunktion wahrnehmbar, da sich externe Institutionalisierung als Erfolgs-

kriterium der Aufklärungsfunktion und interne Institutionalisierung sowie Partizipation am 

Entscheidungsprozess widersprechen. (10) Schließlich ist die Legitimationsfunktion mit der 

Filterfunktion in Ansätzen vereinbar. Zwar ist auch hier das Argument der an sich gegenläufi-

gen Erfolgsfaktoren von externer und interner Institutionalisierung zu berücksichtigen, jedoch 

kann die Diskrepanz teilweise durch eine Institution mit hohem Ansehen bei dem Beratungs-

adressaten kompensiert werden. 

Es ist offensichtlich, dass die Funktionen sehr unterschiedlich restriktiv wirkende Erfolgsbe-

dingungen aufweisen. Bestimmte Funktionen können durchaus parallel von ein und derselben 

Beratungsinstitution wahrgenommen werden – bei anderen ist dies hingegen nur unter In-

kaufnahme großer Defizite in Bezug auf die Erfüllung der jeweils anderen Beratungsfunktion 

möglich. 

In der Bilanz lassen sich einerseits mit der operativen Beratungsfunktion und der Filterfunkti-

on sowie in Ansätzen der Legitimationsfunktion und andererseits mit der Aufklärungs- und 
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Konzeptionsfunktion zwei Funktionenbündel identifizieren, die grundsätzlich parallel von 

einer Beratungsinstitution wahrgenommen werden können. 

 

 
Abb. 3: Kompatibilität von Beratungsfunktionen 

 

4. Analyse der Leistungsfähigkeit von CEA und SVR im Hinblick auf einzelne 

Beratungsfunktionen 

4.1 Operative Beratungsfunktion 

Die Nebenamtlichkeit der Sachverständigenratsmitglieder verhindert eine kurzfristige Erbrin-

gung von Beratungsleistungen mit tagespolitischem Bezug nahezu vollständig (Eich-

horst/Wintermann, 2003, 166). Genauso trägt die unabhängige Stellung wesentlich dazu bei, 

dass politische Zielvorstellungen nicht hinreichend berücksichtigt werden (Gäfgen, 1987, 18), 

wobei dieses ein entscheidender Erfolgsfaktor der operativen Politikberatung ist. Diese Prob-

lematik wird im Modell des SVR dadurch verschärft, dass im SVRG mit der Öffentlichkeit 

und der Politik ohnehin zwei Adressaten der Beratung festgelegt sind. Eine Ausrichtung der 

Beratungsleistung an den spezifischen Anforderungen eines Adressaten ist somit nicht mög-

lich. Ferner bedingt die externe Institutionalisierung eine zu große Distanz zu politischen Ent-

scheidungsprozessen, in die eine wirtschaftswissenschaftliche Beratungsinstanz integriert sein 

muss, sofern sie ihre Argumente wirksam in den Entscheidungsfindungsprozess einbringen 

möchte. Zudem erweisen sich die vom SVR in der Öffentlichkeit teilweise vertretenen Kritik-

ansätze am Regierungshandeln als wenig förderlich im Hinblick auf die operative Beratung, 
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da hierdurch kein Vertrauensverhältnis zwischen den Beratenden und politischen Entschei-

dungsträgern entstehen kann (Cassel, 2005, 190). Schließlich macht das Empfehlungsverbot 

eine Formulierung von pragmatischen, an der politischen Umsetzbarkeit orientierten Rat-

schlägen zumindest nach dem Gesetz unmöglich. 

Dagegen kann der CEA durch seine hauptamtlich tätigen Mitglieder kurzfristig und sehr fle-

xibel Ratschläge mit Bezug zur Tagespolitik geben. Dabei orientiert er sich in hohem Maße 

an den Anforderungen des ihm eindeutig zugewiesenen Adressaten und trägt damit der für die 

operative Beratungsfunktion geforderten Berücksichtigung am politisch Umsetzbaren ange-

messen Rechnung (Bernstein, 2001, 131f.; Klages, 1998, 24). Dies bestätigte auch Rebecca 

Blank, ehemaliges Mitglied im CEA, im Fragebogen: „If you can’t be loyal to the Admini-

stration and it’s policies, you shouldn’t take the job“.16 Die interne Institutionalisierung des 

CEA bedingt darüber hinaus die erforderliche Einbindung in politische Entscheidungsfin-

dungsprozesse. Dieses manifestiert sich durch die gleichberechtigte Position im Kabinett und 

die direkten Zugangsmöglichkeiten zum Präsidenten. Letzteres ermöglichte auch den Aufbau 

einer vertrauensvollen Beziehung – einer der Erfolgsfaktoren der operativen Beratung. Der 

CEA trägt auch zum Erhalt dieser förderlichen Vertrauensbasis bei, indem er sich mit zu star-

ker Kritik in der Öffentlichkeit zurückhält.  

In der Gesamtbetrachtung ist das Councilmodell der Sachverständigenratskonstruktion in 

Hinblick auf die operative Beratungsfunktion bei weitem überlegen, da er die Anforderungs-

kriterien signifikant besser erfüllt. 

4.2 Konzeptionsfunktion 

Der SVR besitzt als externes Beratungsgremium grundsätzlich die Fähigkeit, losgelöst von 

tagespolitischen Notwendigkeiten und dem hiermit verbundenen Zeitaufwand einen länger-

fristigen Gesamtentwurf von wirtschaftspolitischen Maßnahmen zu entwickeln (Wagner, 

2004, 28; Wallich, 1976, 497; Westerheide, 1994, 32).17 Neben der für diese Funktion förder-

lichen Distanz erlaubt die unabhängige Stellung des SVR das Aufzeigen eines vielleicht auch 

politisch unvorteilhaften Maßnahmenkatalogs, der sich über möglichst objektive Wissen-

schaftskriterien begründen sollte und die politische Umsetzbarkeit nicht als Leitmaxime anse-

hen muss. Hierdurch besteht weniger die Gefahr, dass eigentlich wünschenswerte Maßnah-

                                                 
16 Krupp (1995a, 33) verweist zudem darauf, dass die Einflussmöglichkeiten für ein vom Adressaten selbstbe-
nanntes Gremium höher ist, weil die Regierung sich nicht ohne weiteres den Empfehlungen eines Rates entzie-
hen kann, den sie selbst berufen hat. 
17 Auch der ehemalige Bundeskanzler Gerhard Schröder (2003, 16) weist dem SVR in diesem Sinne wertvolle 
Kompetenzen zu. 
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men von vornherein als Handlungsalternativen ausgeschlossen werden, was aufgrund der po-

litischen Kalküle ansonsten häufig der Fall ist. 

Allerdings beinhaltet dieser Vorteil auch die Gefahr, dass sich der SVR bei der Formulierung 

der Konzeption allzu stark an einer wirtschaftswissenschaftlichen Binnensicht anlehnt, was 

den Wissenstransfer in den politischen Entscheidungsprozess erschweren kann. 

Schließlich sichert die Amtszeit von fünf Jahren, mit der Möglichkeit der Verlängerung, e-

benso wie die rollierende Nachbesetzung eine relative personelle und inhaltliche Kontinuität, 

die zur Entwicklung einer langfristigen Konzeption förderlich ist. 

Der CEA ist demgegenüber aufgrund seiner internen Institutionalisierung sehr stark in die 

täglichen Entscheidungsprozesse eingebunden, so dass er tendenziell über weniger zeitliche 

Kapazitäten verfügt, sich der Entwicklung eines längerfristigen Handlungsrahmens zu wid-

men, was auch vom Faktor Hauptamtlichkeit nicht kompensiert werden kann.18  

Demgegenüber kann er jedoch sehr viel eher einschätzen, zu welchen Maßnahmen die jeweils 

amtierende Regierung politisch willens und in der Lage ist, so dass der Realisierungsgrad der 

Konzeption entsprechend höher sein kann. 

Andererseits kann das enge Verhältnis zum Beratungsadressaten das prägnante Herausstellen 

des langfristig notwendigen wirtschaftspolitischen Handelns verhindern, da dieses zwangsläu-

fig eine mehr oder weniger deutliche Kritik an dem an tagespolitischen Anforderungen ausge-

richteten Hauptadressaten beinhalten muss.19 Zusätzlich könnte der CEA im Rahmen der 

Entwicklung einer langfristigen Konzeption in einen inhaltlichen Widerspruch zu seinen an-

sonsten vertretenen Ratschlägen geraten, die sich an dem Kriterium der kurzfristigen Reali-

sierbarkeit orientieren müssen.  

Abschließend steht die hohe Personalfluktuation der kontinuierlichen Entwicklung einer lang-

fristigen Konzeption entgegenstehen. Jeder Chairman ist im Wettstreit um Einfluss darauf 

angewiesen, auch kurzfristig verwertbare Ergebnisse zu liefern, weshalb der Zeithorizont des 

Agierens im Schwerpunkt nicht langfristig sein kann. 

In der Gesamtabwägung der für die Konzeptionsfunktion zu erfüllenden Faktoren, wird hier 

ein Vorteil für das Modell des SVR festgestellt. Obgleich die CEA-Konstruktion grundsätz-

lich zur Wahrnehmung dieser Funktion befähigt ist, gibt an dieser Stelle das Argument der 

                                                 
18 Diese Argumentation wird gestützt durch den ehemaligen Vorsitzenden Stein (1996, 20), der unterstreicht, 
dass der Council keine weitsichtigen Prognosen entwickelt, sondern auf Kurzfristigkeit angelegt ist, weshalb er 
in der Konsequenz sogar vorschlägt, den Stab in zwei entsprechende Abteilungen zu gliedern, um die Langfris-
tigkeitskomponente zu stärken.  
19 Krelle (1984, 333) charakterisiert den CEA als in der Verwaltung eingeordnet, weshalb politisch unerwünschte 
Alternativen nicht untersucht werden. Ähnlich äußert sich auch Krupp (1995, 34). 
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tagespolitischen Orientierung den Ausschlag, wodurch ein Großteil der Beratungskapazität 

gebunden ist.20

4.3 Aufklärungsfunktion der Öffentlichkeit 

Mit der externen Institutionalisierung des SVR und der aufgrund ihrer Nebenamtlichkeit 

weitgehenden materiellen Unabhängigkeit seiner Mitglieder sind entscheidende Erfolgsfakto-

ren zur Erfüllung der Aufklärungsfunktion der Öffentlichkeit gegeben. Das Sachverständigen-

ratsmodell steht im Vergleich mit anderen Beratungskonstruktionen für eine größtmögliche 

Objektivität und ermöglicht zudem auch eine deutliche Kritik am Handeln der amtierenden 

Regierung. Die externe Institutionalisierung und die hohe Reputation seiner Mitglieder wirken 

sich zudem positiv auf die ebenfalls wichtige Glaubwürdigkeit aus.  

Neben einer ausgewogenen, nicht interessengeleiteten Aufklärung besitzt der SVR prinzipiell 

die notwendige Breitenwirkung, um mit seinen Aussagen in der Öffentlichkeit wahrgenom-

men zu werden. Problematisch erweist sich indessen die Darbietung der ökonomischen Kon-

zepte sowie die von den Mitgliedern lange Zeit gepflegte nicht allgemein verständliche Spra-

che. 

Der CEA ist demgegenüber ein vom Präsidenten eingesetztes Beratungsorgan und durch das 

hieraus resultierende Abhängigkeitsverhältnis im Grundsatz nicht dazu in der Lage, dem An-

forderungskriterium der Objektivität angemessen Rechnung zu tragen (Borner, 1977, 79f.; 

Cassel, 2004, 194; Stein 1974, 38). Dieser Aspekt erschwert im Zusammenspiel mit seiner 

internen Institutionalisierung eine ausgewogene Vermittlung von Konzepten, da sich das 

Gremium in der Öffentlichkeit mit seinen Aussagen nicht losgelöst von der politischen Linie 

des Präsidenten äußern sollte und daher die aus wissenschaftlicher Perspektive teilweise an-

gebrachte Kritik nicht in der entsprechenden Art und Weise nach außen kommunizieren kann 

(Ackley, 1984, 230; Heine/Mause, 2003, 399; Wallich, 1976, 498) 

Vor dem Hintergrund der hier betrachteten Anforderungskriterien ist das Sachverständigen-

ratsmodell aufgrund seiner institutionellen Ausgestaltung durchaus in der Lage der Aufklä-

rungsfunktion der Öffentlichkeit gerecht zu werden. Die Councilkonstruktion entspricht da-

gegen den Anforderungskriterien nicht (Feldstein, 1997, 101), weshalb die Aufklärungsfunk-

tion der Öffentlichkeit nicht durch das CEA-Modell erfüllt werden kann.21  

                                                 
20 So betont Porter (1997, 103), dass der Council auch deshalb überlebt hat, weil er sich auf die tägliche Beratung 
konzentrierte und nicht auf langfristig angelegte Analysen. Diese Auffassung bestätigt auch der ehemalige 
Chairman Ackley (Hargrove/Morley, 1984, 241). 
21 An dieser Stelle sei erneut darauf hingewiesen, dass im vorliegenden Beitrag nicht die faktische Leistung der 
Beratungsgremien betrachtet wird, sondern ausschließlich die potenzielle Leistungsfähigkeit aufgrund ihrer 
Institutionalisierung. Somit bedeutet die positive Beurteilung der Leistungsfähigkeit des SVR im Hinblick auf 
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4.4 Legitimationsfunktion 

Kraft seiner Unabhängigkeit aufgrund der externen Institutionalisierung und seiner damit eng 

verbundenen Glaubwürdigkeit erfüllt der SVR viele Anforderungskriterien der Legitimations-

funktion sehr gut. 

Jedoch ist aufgrund seiner Unabhängigkeit die Beauftragung zur nachträglichen Legitimation 

einer politischen Maßnahme nicht möglich.22 Damit ist ein entscheidendes Kriterium für die 

Möglichkeit zur Auftragslegitimation durch wissenschaftliche Beratung nicht erfüllt. Aller-

dings kann eine übereinstimmende Aussage des SVR mit Teilen der Regierungspolitik gerade 

angesichts der herausgestellten Unabhängigkeit eine enorme indirekte Legitimationskraft ent-

falten. Der CEA erfüllt die Kriterien der Unabhängigkeit und der externen Institutionalisie-

rung nicht, weshalb eine hierdurch abgeschwächte Glaubwürdigkeit sowohl in der Öffentlich-

keit, als auch in politischen Entscheidungsprozessen die Legitimationskraft des CEA erheb-

lich reduziert. Andererseits kann der CEA vom Präsidenten durchaus zur Stützung dessen 

politischer Position beauftragt werden, indem er das Gremium nach einer intern im Weißen 

Haus getroffenen Entscheidung beispielsweise in Verhandlungsrunden mit Angehörigen der 

Administration oder dem Kongress entsendet, damit dieser dort, unterstützt durch seine hohe 

Reputation, wissenschaftlich fundierte Argumente im Sinne des Präsidenten einfließen lässt. 

Genauso ist durch ein Aufzeigen wirtschaftspolitischer Notwendigkeiten die gezielte Legiti-

mation einer Maßnahme in der Öffentlichkeit denkbar. 

Grundvoraussetzung ist hierbei, dass CEA und Präsident die gleiche Auffassung in Bezug auf 

eine ökonomische Maßnahme vertreten, bzw. dass der CEA z.B. bei einem größeren Reform-

projekt zumindest die grobe Linie unterstützt. 

Ermöglicht wird ein Legitimationseffekt trotz nicht vorhandener Unabhängigkeit durch die 

hohe Reputation des Gremiums und seiner Mitglieder und durch die Kontrolle der Wissen-

schaft, der sich sowohl Öffentlichkeit als auch an Entscheidungsprozessen beteiligte Akteure 

bewusst sind, so dass dem CEA eine gewisse Glaubwürdigkeit zugesprochen wird.  

Allerdings muss der Präsident bei Nutzung des CEA zum Zwecke der Legitimation berück-

sichtigen, dass dieser nicht als sein persönliches Sprachrohr wahrgenommen werden darf, 

weshalb er das Organ zur Bewahrung seiner Glaubwürdigkeit schon aus Eigeninteresse nur 

dosiert einsetzen kann. 

                                                                                                                                                         
die Aufklärungsfunktion der Öffentlichkeit in keiner Weise, dass der SVR diese Beratungsfunktion faktisch 
erfüllt, sondern lediglich, dass das Beratungsmodell das Potential zur Erfüllung dieser Funktion besitzt. 
22 Letztendlich greifen sich alle wirtschaftspolitischen Akteure die Aspekte aus den Aussagen des Sachver-
ständigenrates heraus, die für die Stärkung ihrer politischen Positionen dienlich erscheinen; von einer Auftrags-
legitimation kann hingegen nicht die Rede sein (Krevert, 1993, 115). 
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Bilanzierend lässt sich vor diesem Hintergrund feststellen, dass das Councilmodell der Sach-

verständigenratskonstruktion bezüglich der Wahrnehmung der Legitimationsfunktion überle-

gen ist. Vor dem Hintergrund der hier betrachteten Anforderungskriterien ist die Konstruktion 

durchaus in der Lage, den Präsidenten als Hauptadressaten mit wissenschaftlicher Legitimati-

on zu stärken. Aufgrund seiner unabhängigen Institutionalisierung kann der SVR hingegen 

nicht mit der Legitimation des Regierungshandeln beauftragt werden. Daher erfüllt er die Le-

gitimationsfunktion in Sinne des vorliegenden Beitrags nicht.23

4.5 Filterfunktion 

Zwar besitzt der SVR ohne Zweifel eine hohe Reputation, so dass die Gefahr der Vereinnah-

mung durch Partikularinteressen gering erscheint. Jedoch agiert er, bedingt durch seine exter-

ne Institutionalisierung, in einer zu großen Distanz zu den politischen Entscheidungsprozes-

sen bzw. ist an den internen Abläufen gar nicht erst beteiligt, was ohnehin aufgrund der ne-

benamtlichen Tätigkeit seiner Mitglieder nicht wie erforderlich kontinuierlich möglich ist. 

Der CEA ist als internes Beratungsgremium im Executive Office direkt in die Entscheidungs-

prozesse der Politik involviert und kann diese angesichts seiner vollamtlichen Mitglieder 

auch, wie für diese Funktion gefordert, fortlaufend begleiten und frühzeitig Argumente ein-

bringen. Daneben wird der CEA der Anforderung der Interessenfreiheit angemessen gerecht, 

da er keine speziellen Interessen bzw. zu starke institutionelle Eigeninteressen vertritt. 

Schließlich verfügt der CEA aufgrund des Renommees seiner Mitglieder über die notwendige 

hohe Reputation und daneben über eine relative Unabhängigkeit im Innenverhältnis, da sie 

nach einer kurzen Amtszeit wieder in ihre akademische Laufbahn zurückkehren und keine 

persönlichen Karriereinteressen bei ihren Aussagen berücksichtigen müssen, wie es bei vielen 

anderen Angehörigen der Administration der Fall ist. Aus diesen Gründen wird dem CEA im 

Bargaining-Prozess eine für die Filterfunktion entscheidende Überparteilichkeit und Glaub-

würdigkeit bescheinigt, kraft derer er recht effektiv aus volkswirtschaftlicher Sicht abzuleh-

nende Maßnahmen über eine fundierte Argumentation anderer Perspektiven verhindern bzw. 

abmildern kann.24

Im Ergebnis ist das Modell des Council ganz eindeutig in der Lage, die Filterfunktion sehr gut 

zu erfüllen, während die Konstruktion des SVR den Anforderungen dieser Beratungsfunktion 

nicht genügen kann. 

                                                 
23 Allerdings sei nochmals darauf hingewiesen, dass der SVR faktisch durchaus zur Legitimation des Regie-
rungshandelns genutzt wird. Insbesondere umfangreiche Gutachten bieten hierbei häufig die Möglichkeit, politi-
sche Maßnahmen im Zuge eines Legitimationseklektizismus ex-post zu legitimieren. 
24 So auch der ehemalige Vorsitzende Schultze (1996, 28), der den CEA in diesem Sinne als „advocate for effi-
ciency“ bezeichnet. Zur Filterfunktion des CEA ebenso Weidenbaum (1988, 240). 
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4.6 Eine Lanze für den Sachverständigenrat? 

Das Councilmodell ist zur Wahrnehmung der operativen Beratungsfunktion und der Filter-

funktion eindeutig leistungsfähiger als die Konstruktion des Sachverständigenrates, die diese 

Funktionen in keiner Weise leisten kann. Das CEA-Modell ist darüber hinaus grundsätzlich in 

der Lage, auch den Kriterien der Legitimations- sowie in Grundzügen auch denen der Kon-

zeptionsfunktion zu genügen. Für Beratung im Sinne der Aufklärungsfunktion ist das CEA-

Modell hingegen ungeeignet. 

Das SVR-Modell beinhaltet dagegen sehr großes Potential zur Wahrnehmung der Aufklä-

rungsfunktion sowie die Fähigkeiten zur Gewährleistung der Konzeptionsfunktion. Eine Auf-

tragslegitimation lässt sich im Modell des SVR nicht verwirklichen. Die Ergebnisse des funk-

tionalen Modellvergleichs sind in Abbildung 4 zusammengefasst.  

 

 
Abb. 4: CEA und SVR im funktionalen Modellvergleich 

 

Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass das CEA-Modell insgesamt mehr Beratungsfunktionen 

abdecken kann. Ob aber das CEA-Modell daher im Vergleich zur SVR-Konstruktion als leis-

tungsfähiger einzustufen ist, hängt hingegen davon ab, welches Gewicht man den einzelnen 

Funktionen beimisst. Hier wäre somit zu prüfen, welche Funktionen von wirtschaftswissen-

schaftlicher Politikberatung überhaupt durch das Beratungsmodell realisiert werden sollen. 

Wie gezeigt ist der Leistungsvorteil in einem funktionalen Modellvergleich bei weitem nicht 
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so eindeutig, als dass die in der Literatur wiederholt zu einseitig ausgerichtete Negativein-

schätzung des SVR im Vergleich zum CEA unkommentiert geteilt werden könnte.  

Bei ihrer Kritik am SVR legen viele Autoren ganz offensichtlich das Hauptaugenmerk auf die 

operative Beratungsfunktion und kommen so zu dem wenig überraschenden Ergebnis, dass 

der CEA dem SVR deutlich überlegen sei, was sich entsprechend in den Reformvorschlägen 

widerspiegelt. So will z.B. Klages (1998, 24) den SVR an den „Willen der jeweiligen Bundes-

regierung binden“ und betont, dass man in den USA eingesehen hätte, „die Regierung ohne 

gemeinsamen Schulterschluss nicht wirksam beraten zu können“. Auch Krupp (1999, 142) 

argumentiert in eine ähnliche Richtung und erachtet eine „Lösung der Probleme nach dem 

Muster des CEA“ als sinnvoll. „Die Wahrscheinlichkeit, dass dieser Ratschlag umgesetzt 

wird, ist weit höher als bei der deutschen Lösung, da kein Dissens über die Ziele besteht und 

die Experten das Vertrauen der Regierung besitzen“. Wintermann (2004, 61) diskutiert ferner, 

wie ein „System problemorientiert arbeitender Expertenkommissionen zu einer effektiven 

Berücksichtigung wissenschaftlicher Expertise im Gesetzgebungsprozess führt“ und der 

Sachverständigenrat nach dem „Vorbild des CEA stärker in die Regierungsarbeit eingebunden 

werden kann“. 

Besitzen diese Aussagen und Vorschläge für sich genommen sicher ihre Berechtigung, so sind 

sie doch stark der Vorstellung einer Beratung im Sinne der operativen Beratungsfunktion ver-

haftet. Die operative Beratungsfunktion kann hingegen nicht als alleiniger Maßstab für eine 

Beurteilung der Beratungsmodelle CEA und SVR herangezogen werden. Aussagen über die 

Leistungsfähigkeit eines Beratungsmodells, die sich lediglich auf die Wahrnehmung einer 

Funktion stützen, sind daher entschieden zu einseitig. 

Das Beratungsmodell des SVR bietet theoretisch auch Beratungsfunktionen, die in einer 

councilähnlichen Konstruktion nicht realisiert werden können. Die Analyse in Abschnitt 2.6 

hat darüber hinaus gezeigt, dass einige Funktionen wirtschaftswissenschaftlicher Politikbera-

tung aufgrund sich widersprechender Erfolgsfaktoren kaum vereinbar sind und somit nicht 

von ein und derselben Beratungsinstitution gleichzeitig wahrgenommen werden können.  

Dabei fällt insbesondere auf, dass die Aufklärungsfunktion der Öffentlichkeit am wenigsten 

mit anderen Beratungsfunktionen vereinbar ist. Erfolg im Sinne der Aufklärungsfunktion 

hängt wie gezeigt entscheidend von den Faktoren Unabhängigkeit und externe Institutionali-

sierung ab, die im momentanen SVR-Modell gegeben sind. Gerade dies verhindert aber eben 

auch, dass andere Beratungsfunktionen, wie die der operativen Beratung, besser wahrgenom-

men werden können. Reformmaßnahmen zu einer besseren Wahrnehmung der einen Funktion 

würden somit mit negativen Auswirkungen auf eine andere Funktion einhergehen. Logisch 
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inkonsistent wäre es demnach, ein „Allround-Modell“ zu konzipieren, das möglichst alle 

Funktionen abdecken soll. Vielmehr bedürfte es einer grundlegenden Entscheidung, welche 

Funktion(en) von einer Beratungsinstitution geleistet werden sollen und an den entsprechen-

den Erfolgsfaktoren ausgerichtete Reformen, um ein institutionelles Arrangement für die op-

timale Wahrnehmung der gewünschten Funktion(en) zu schaffen. 

5. Fazit 

Wird der Council of Economic Advisors im Vergleich zum Sachverständigenrat in der wirt-

schaftswissenschaftliche Fachliteratur zumeist als leistungsfähiger eingeschätzt, so weckt die-

ser Gleichklang beim kritischen Leser auch Zweifel, insbesondere da die Einschätzungen häu-

fig auf einer wenig systematisch anmutenden Analyse fußen und zudem beim Vergleich von 

Council und Sachverständigenrat die unterschiedlichen institutionellen Rahmenbedingungen 

unzureichend beachtet werden. 

Um zu einer differenzierteren komparativen Analyse der Beratungsinstitutionen zu gelangen, 

wurden mit der operativen Beratungsfunktion, der Konzeptionsfunktion, der Aufklärungs-

funktion, der Legitimationsfunktion und der Filterfunktion fünf Funktionen wirtschaftswis-

senschaftlicher Politikberatung als Grundlage eines Institutionenvergleichs aus der Fachlitera-

tur extrahiert. Ob eine Beratungsinstitution diese Funktionen erfolgreich erfüllen kann, hängt 

wiederum von sich teilweise widersprechenden Faktoren der Institutionalisierung ab, so dass 

eine gleichzeitige Erfüllung aller Funktionen durch eine Beratungsinstitution nicht möglich 

ist. Forderungen nach einem „Allround-Modell“, das alle Funktionen abdecken soll, genügen 

demnach nicht dem Kriterium der logischen Konsistenz. 

So bedingt beispielsweise eine von vielen Autoren geforderte stärkere Berücksichtigung der 

Zielvorstellung der jeweiligen Regierung durch den SVR im Sinne der operativen Beratungs-

funktion zwangsläufig eine Schwächung im Hinblick auf die Aufklärungsfunktion der Öffent-

lichkeit. Politiker wie Wissenschaftler sollten daher unter Berücksichtigung der Kompatibili-

tät der einzelnen Beratungsfunktionen zunächst festlegen, welche Funktion(en) eine Bera-

tungsinstitution überhaupt wahrnehmen soll, bevor sie konkrete Reformmaßnahmen 

entwickeln. Ist die Zielsetzung der Beratung klar definiert, so gilt es anschließend die für die 

optimale Wahrnehmung relevanten Erfolgsfaktoren zu institutionalisieren. 

Ein Vergleich von Council und Sachverständigenrat in ihrer bestehenden Form zeigt, dass das 

Modell des Councils zwar im Hinblick auf die operative Beratungsfunktion, die Legitimati-

onsfunktion und die Filterfunktion als leistungsfähigere Institutionalisierungsvariante einge-

schätzt werden kann, bei der Konzeptionsfunktion und der Aufklärungsfunktion hingegen die 
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Sachverständigenratskonstruktion Vorteile aufweist. Dass Autoren, die ihr Hauptaugenmerk 

auf die operative Beratungsfunktion legen, zu der Einschätzung kommen, das Councilmodell 

sei leistungsfähiger, verwundert demnach nicht. Betrachtet man hingegen sämtliche Funktio-

nen wirtschaftswissenschaftlicher Politikberatung, so kann man durchaus eine kleine Lanze 

für den Sachverständigenrat brechen. 
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